
SUMMARY

In 2002, the recognition and enforcement of foreign judgements in Russia has been given 
a new legal basis: Both the new Arbitral Procedural Code and the Civil Procedural Code 
dedicate a separate chapter to this subject matter. However, the principles of recognition 
and enforcement have not changed much since the communist era. Moreover, the regula-
tion currently in force basically corresponds with that of the Russian Code of Civil Proce-
dure of 1864, which was the first introduction of international civil procedure in Russia. In 
spite of all discussions, the enforcement of foreign judgments continues to require an ap-
plicable international treaty, only in regard to the recognition of foreign judgements there 
are a few exceptions. On the other hand, the number of according bi- and multilateral trea-
ties has constantly increased, covering primarily the CIS and the former Eastern Bloc. 
Whereas most of these bilateral legal aid treaties follow traditional patterns, two bilateral 
treaties within the CIS offer a more modern enforcement mechanism without the need for 
an exequatur. This aspect might be especially interesting from a European point of view. In 
spite of these reforms, it is still much easier to enforce arbitral awards than foreign judge-
ments, since Russia has recently implemented the according UNCITRAL model law. The 
present study covers all these aspects, including some references to the execution of en-
forced foreign judgements and to the constitution of the courts, along with a synopsis of the 
regarding legislation and a compilation of corresponding law cases.

RÉSUMÉ

En 2002, la reconnaissance et l’exécution en Russie de jugements étrangers ont obtenu 
une nouvelle base légale: le nouveau «Code de Procédure Arbitrale», ainsi que le nouveau 
«Code de Procédure Civile» consacrent chacun, en effet, un chapitre spécifique à ce pro-
blème juridique. Les principes de la reconnaissance et de l’exécution ont non seulement peu 
change depuis l’ère communiste, mais le règlement actuel en vigueur correspond même fon-
damentalement au «Code de Procédure Civile Russe» de 1864, première forme d’introduc-
tion de procédure civile internationale en Russie. En dépit de toutes les discussions sur ce 
sujet, l’exécution de jugements étrangers dépend toujours de l’existence d’un traité interna-
tional correspondant; seules quelques exceptions persistant en ce qui concerne la reconnais-
sance de jugements étrangers. D’autre part, le nombre d’accords correspondants bi- et mul-
tilatéraux pris essentiellement au sein du CIS, ou avec les autres états de l’ancien bloc de 
l’Est, est en constante augmentation. Alors que la plupart de ces «traites d’entraide judi-
ciaire» bilatéraux suivent des modèles traditionnels, deux accords multilatéraux au sein du 
CIS permettent un mécanisme de reconnaissance plus moderne dans la mesure où ils re-
noncent à une exequatur. Cet aspect est particulièrement intéressant d’un point de vue eu-
ropéen. En dépit de ces réformes, l’exécution de sentences arbitrales étrangères est toujours 
beaucoup plus simple que l’exécution de jugements étrangers, la Russie a récemment mis en 
place une loi correspondant à la loi modèle UNCITRAL. L’étude actuelle englobe tous ces 
aspects, y compris quelques références à l’exécution forcée des jugements étrangers déclarés 
exécutoires, et à la constitution des tribunaux. Elle comprend également une synopsis du 
droit législatif, ainsi qu’une compilation de décisions juridiques déterminantes.
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Einleitung

Die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheidungen in Russ­
land ist ein Thema, mit dem sich weder die russischsprachige noch die auslän­
dische Literatur bisher hinreichend auseinandergesetzt haben. Dies hängt damit 
zusammen, dass die Urteilsanerkennung und -Vollstreckung in Russland traditi­
onell das Bestehen eines entsprechenden völkerrechtlichen Abkommens vor­
aussetzt und bisher kaum praktische Bedeutung besaß. Urteile deutscher Ge­
richte werden in Russland mangels eines solchen Übereinkommens grundsätz­
lich nicht anerkannt.

In der letzten Zeit wurde allerdings in Literatur und Rechtsprechung ver­
mehrt eine Liberalisierung dieser als zu streng empfundenen Anerkennungs­
voraussetzungen gefordert. Große Erwartungen wurden insoweit mit der ge­
planten Reformierung der zivilprozessualen Gesetzgebung verbunden. Dabei 
war zum einen geplant, die in vieler Hinsicht nicht mehr zeitgemäße ZPO von 
1964 durch eine Neuregelung zu ersetzen, während andererseits auch die 1992 
entstandene und erst 1995 neu erlassene ArbitrageGO erneut reformiert werden 
sollte. Beide Gesetzentwürfe (Entwurf einer Zivilprozessordnung vom 25. Dez. 
20001 sowie Entwurf einer neuen ArbitrageGO vom 31. Juli 20002) sahen die 
Einführung des auch in Deutschland geltenden Gegenseitigkeitsprinzips vor. 
Über den Anwendungsbereich bestehender Abkommen hinaus sollte damit 
auch die Anerkennung gerichtlicher Urteile aus solchen Staaten möglich sein, 
die ihrerseits die Anerkennung russischer Gerichtsentscheidungen generell zu­
lassen.

1 Beschluss vom 25. Dez. 2000 (Nr. 37), im Internet veröffentlicht unter www.sup 
court.ru/solution/plenum/00/2000-37.htm.

2 Beschluss des Plenums des Obersten Arbitrage-Gerichts vom 31. Juli 2000, Nr. 6 
(nicht veröffentlicht).

3 Kein Gegenseitigkeitserfordemis besteht nach deutschem Recht für nichtvermö­
gensrechtliche Urteile sowie allgemein für Ehe-, Kindschafts-, FGG- und In­
solvenzsachen; vgl. § 328 II ZPO, Art. 7 § 1 S. 2 FamRÄndG, § 16 a FGG, Art. 102 I 
EGInsO.

Diese Änderung hätte, besonders aus deutscher Sicht, eine tiefgreifende 
Neuerung dargestellt, durch die nicht nur die Anerkennung und Vollstreckung 
deutscher Urteile in Russland, sondern auch umgekehrt die Anerkennung und 
Vollstreckung vermögensrechtlicher3 Urteile russischer Gerichte in Deutsch­

http://www.sup
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land erstmals ermöglicht worden wäre, weil damit die Gegenseitigkeit verbürgt 
gewesen wäre im Sinne von § 128 I Nr. 5 deutsche ZPO. Auch wenn das Ge­
genseitigkeitsprinzip seinerseits einen heute sicherlich fragwürdigen Souve­
ränitätsvorbehalt beinhaltet, hätte seine Einführung rein praktisch zu erhebli­
chen Verbesserungen geführt.

Allerdings wurde nach längerer Debatte von der Einführung des Gegensei­
tigkeitsprinzips und der damit verbundenen Lockerung der Anerkennungs­
voraussetzungen abgesehen. Sowohl die ZPO vom 14. Nov. 20024 als auch die 
ArbitrageGO vom 24. Juli 20025 haben die bisherigen, untergesetzlichen Vor­
schriften über die Urteilsanerkennung ohne größere Änderungen übernommen;6 
ausländische Gerichtsurteile können damit weiterhin nur bei Bestehen eines 
entsprechenden völkerrechtlichen Abkommens in Russland vollstreckt werden.

4 PoccHÄcKaa raaera vom 20. Nov. 2002.

5 Coöpanne 3aKOHonaTenbCTBa P4> 2002, N° 30, Pos. 3012.

6 Siehe Anhang 1.1 (Synopse).

Die Neuregelung der Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Ge­
richtsurteile und Schiedssprüche bekräftigt den Kompetenzanspruch der Arbit­
rage-Gerichtsbarkeit, die sich bereits bisher für die Anerkennung und Vollstre­
ckung ausländischer Entscheidungen in Wirtschaftssachen zuständig sah. Die 
bisher umstrittene Frage der Zuständigkeit für die Anerkennung und Vollstre­
ckung ausländischer Entscheidungen ist nun gesetzlich geregelt: Wenn das 
Ausgangsverfahren die Ausübung wirtschaftlicher Tätigkeiten betrifft, ist die 
Arbitrage-Gerichtsbarkeit zuständig, in allen anderen Fällen dagegen die Zivil­
gerichtsbarkeit. Der Begriff der wirtschaftlichen Tätigkeit stellt jedoch ein re­
lativ ungenaues Abgrenzungskriterium dar, zumal unklar ist, ob dieses Merk­
mal nach dem Recht des Erlassstaates oder nach russischem Recht zu qualifi­
zieren ist.

Gesetzestechnisch hat die Eingliederung der Vorschriften über die Urteilsan­
erkennung und -Vollstreckung sowohl in die ZPO als auch in die ArbitrageGO 
zu einer fast unübersichtlichen Normenvielfalt geführt, zumal auch die bisher 
bestehenden Regelungen zum Teil weiter gelten. Bedauerlicherweise wird der 
Vergleich dieser Vorschriften dadurch erschwert, dass der Reformgesetzgeber 
bei der Inkorporierung der bisherigen Anerkennungsvoraussetzungen in die 
ArbitrageGO sowie die ZPO eine Vielzahl sprachlicher Korrekturen vorge­
nommen hat, oft ohne inhaltliche Bedeutung. So wurden vielfach ohne erkenn­
baren Grund neue, gleichbedeutende Formulierungen verwendet (z.B. „sofern44 
statt „wenn44), die Reihenfolge von Aufzählungen verändert oder der Satzbau 
umgestellt. Verweisungsnormen wären daher stellenweise sinnvoller gewesen. 
Im Anhang zu dieser Arbeit werden die bisher geltenden mit den im Jahre 2002 
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erlassenen Vorschriften über die Urteilsanerkennung in Form einer Synopse 
gegenübergestellt.

Wie bereits vor der Prozessrechtsreform des Jahres 2002 spielt die gegensei­
tige Urteilsanerkennung und -Vollstreckung in Russland damit im Wesentlichen 
nur im Verhältnis zu den nun selbständigen ehemaligen Teilrepubliken der 
UdSSR eine praktische Rolle. Mit diesen besteht nicht nur eine Vielzahl bilate­
raler Anerkennungsabkommen, sondern es wurde auch auf multilateraler Ebene 
ein System der erleichterten Urteilsanerkennung geschaffen, das sogar in ge­
wisser Hinsicht mit den Regelungen der Urteilsanerkennung im europäischen 
Binnenraum vergleichbar ist.

Da die Vollstreckung ausländischer Urteile in Russland seit der Zarenzeit 
auf wenige Ausnahmefalle beschränkt war, wich die Praxis schon früh auf die 
private Schiedsgerichtsbarkeit aus. Bis heute hat daher das Recht der internati­
onalen Schiedsgerichtsbarkeit, das in Russland inzwischen internationalen 
Standards entspricht, dort eine besondere praktische Bedeutung. Daher behan­
delt die vorliegende Arbeit auch die Anerkennung und Vollstreckung ausländi­
scher Schiedssprüche.

Eine ausführliche Beschäftigung mit der Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Entscheidungen macht jedoch wenig Sinn ohne Kenntnis des 
Zwangsvollstreckungsrechts, das in Russland ebenfalls erst vor kurzem neu ge­
regelt wurde. Der Blickwinkel der vorliegenden Darstellung erstreckt sich da­
her von der Anerkennung und Vollstreckbarerklärung ausländischer Entschei­
dungen in Russland bis zur Vollstreckung des durch das russische Exequaturge­
richt ausgestellten Titels. Trotz mehr als spärlicher Quellenlage gelang es, auch 
die russische Rechtsprechung zu diesem Thema zu berücksichtigen. Im Anhang 
findet sich eine Sammlung interessanter, teilweise bisher unveröffentlichter 
Entscheidungen.

Neben dieser praktischen Fundierung ist auch der Vergleich mit dem deut­
schen und europäischen Anerkennungsrecht, der sich an mancher Stelle gera­
dezu aufdrängt, ein wichtiger Aspekt dieser Arbeit. Er soll allerdings nicht in 
Form einer abschließenden Gegenüberstellung, sondern gleichsam nebenbei 
stattfinden. Aus europäischer Sicht besonders interessant ist dabei sicherlich, 
wie der Rechtsverkehr in Zivilsachen innerhalb der GUS abgewickelt wird.


